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5.

6. Im Rahmen des Notifizierungsverfahrens gemäß der Richtlinie (EU) 2015/1535 über ein Informationsverfahren auf dem
Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft haben die
ungarischen Behörden der Kommission am 28. Juni 2024 den Entwurf eines „Rechtsakts zur Beschränkung des Zugangs
zu pornografischen Inhalten im Internet zum Schutz von Kindern und zur Änderung bestimmter Rechtsakte in Bezug auf
Dienste des elektronischen Geschäftsverkehrs und die elektronische Werbung“ (im Folgenden „der notifizierte Entwurf“)
notifiziert.

Um den Dienststellen der Kommission den Abschluss ihrer Prüfung gemäß den einschlägigen Bestimmungen des EU-
Rechts zu ermöglichen, werden die ungarischen Behörden gebeten, das nachstehende Ersuchen um ergänzende
Informationen zu beantworten:

1. Die ungarischen Behörden werden gebeten, klarzustellen, ob die Bestimmungen des notifizierten Entwurfs für Anbieter
von Diensten der Informationsgesellschaft im Sinne der Richtlinie 2000/31/EG gelten sollen.
Falls ja, möchten die Dienststellen der Kommission weitere Informationen zu folgenden Punkten erhalten:

a) ob der notifizierte Entwurf für Anbieter von Diensten der Informationsgesellschaft gelten würde, die im Hoheitsgebiet
anderer Mitgliedstaaten als Ungarn ansässig sind;
b) welche Verpflichtungen sich aus dem notifizierten Entwurf für diese Diensteanbieter ergeben würden;
c) ob die ungarischen Behörden diese Anbieter ermittelt haben oder was die Grundlage für ihre Ermittlung wäre;
d) wie die ungarischen Behörden beabsichtigen, die Anforderungen von Artikel 3 Absatz 4 der Richtlinie 2000/31/EG zu
erfüllen, insbesondere im Hinblick auf das EuGH-Urteil in der Rechtssache C-376/22.
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2. Die Kommissionsdienststellen würden weitere Informationen darüber begrüßen, ob die Bestimmungen des notifizierten
Entwurfs, insbesondere unter anderem die Abschnitte 149F und 163Q, auch für Anbieter von Vermittlungsdiensten im
Sinne von Artikel 3 Buchstabe g der Verordnung (EU) 2022/2065 gelten sollen.
Falls ja, würden die Dienststellen der Kommission eine Klarstellung zu folgenden Punkten begrüßen:

a) das beabsichtigte Zusammenspiel zwischen dem notifizierten Entwurf und der Verordnung (EU) 2022/2065 angesichts
ihrer maximalen Harmonisierungswirkung und insbesondere der Artikel 28, 34 und 35 über das Ziel des Schutzes
Minderjähriger im Internet;
b) die rechtlichen Folgen des notifizierten Entwurfs in Bezug auf die Verpflichtungen für Vermittlungsdienste im Sinne der
Verordnung (EU) 2022/2065;
c) die Art und Weise, in der die Anbieter von Vermittlungsdiensten diesen Verpflichtungen nachkommen sollen, und das
Zusammenspiel mit Artikel 17 der Verordnung (EU) 2022/2065;
d) die Überwachung der Einhaltung und Durchsetzung des Gesetzentwurfs, insbesondere im Hinblick auf Kapitel IV der
Verordnung (EU) 2022/2065.

3. Könnten die ungarischen Behörden klarstellen, welche „Diensteanbieter“ verpflichtet sind, ein benutzerfreundliches
elektronisches System für die Meldung und Entfernung von Inhalten einzuführen, die gegen die Persönlichkeitsrechte
Minderjähriger verstoßen?

4. Könnten die ungarischen Behörden den Umfang der „Internetdiensteanbieter“ klären, die verpflichtet sind, einen
Filterdienst einzurichten, der pornografische Websites blockieren kann? Könnten die ungarischen Behörden angeben, ob
dieser Begriff Videoplattformen im Sinne von Art. 1 Abs. 1 Buchst. aa der Richtlinie 2010/13/EU über audiovisuelle
Mediendienste in der durch die Richtlinie (EU) 2018/1808 geänderten Fassung umfasst?

5. Die ungarischen Behörden werden gebeten, zu erläutern, wie der notifizierte Entwurf mit den bestehenden nationalen
Vorschriften zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2010/13/EU, insbesondere in Bezug auf die Verpflichtungen für
Videoplattformen, zusammenwirken wird.

6. Die ungarischen Behörden werden gebeten, weitere Informationen über die Adressaten der Werbeverpflichtungen
gemäß Abschnitt 4A, Abschnitt 8 Absatz 5 und Abschnitt 18 Absatz 2 des Entwurfs zur Änderung des Gesetzes XLVIII zu
übermitteln. Insbesondere möchte die Kommission wissen, ob diese Bestimmungen für Videoplattformen und/oder
audiovisuelle Mediendienste auf Abruf im Sinne von Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe aa und Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe g
der Richtlinie 2010/13/EU über audiovisuelle Mediendienste gelten und, wenn ja, ob die Verpflichtungen für
Videoplattformen und/oder audiovisuelle Mediendienste auf Abruf gelten, die außerhalb der Rechtshoheit Ungarns
niedergelassen sind.

7. Können die ungarischen Behörden nähere Angaben zur Verpflichtung machen, einen Hinweis auf den
„Werbecharakter“ kommerzieller Kommunikationen an Kinder oder Minderjährige gemäß Abschnitt 4A des Entwurfs zur
Änderung des Gesetzes XLVIII anzubringen? Insbesondere möchte die Kommission wissen, ob der „Werbecharakter“
lediglich auf das Vorliegen einer Werbung (z. B. durch ein Etikett, das dies anzeigt) oder auch eine Beschreibung der Art
der Werbung enthalten würde. Die Kommission möchte auch nachvollziehen, wie ein solcher Verweis in der Praxis
erscheinen würde.

8. § 8 Abs. 5 des Entwurfs zur Änderung des Gesetzes XLVIII verbietet Werbung, „die an Kinder oder Minderjährige
gerichtet ist, die eine Ware oder deren Verwendung in einer Weise darstellen, die dem Leben, der Gesundheit oder der
körperlichen Unversehrtheit schadet oder diese gefährdet“. Die ungarischen Behörden werden gebeten, Beispiele für
Schäden oder Gefahren für das Leben, die Gesundheit oder die körperliche Unversehrtheit von Minderjährigen zu nennen,
die unter diese Bestimmung fallen würden, und insbesondere zu der Frage, ob dies die „Förderung oder Darstellung“ der
sogenannten „Abweichung von Selbstidentitäten entsprechend dem Geschlecht bei der Geburt, Geschlechtsumwandlung
oder Homosexualität“ einschließt.

Die ungarischen Behörden werden gebeten, bis zum 30. Juli 2024 zu antworten.
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